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18  
3/2018  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 28. Juni 2018 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.00 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. EG.         Franz Huber  

  3.  GV.         Markus Kitzberger 
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  EG.        Mag.Bernhard Roither  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer 
    7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger 
     8.  GR.         Franz Bauer 
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Dr.Renate Geist-Krojer 
11.  GR.         Peter Reiter  
12. GR.         Jakob Moser 
13.  GR.        Gerald Egger  
 

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.     Karin Hemetsberger  
15.  EG.        Bernhard Niedermayr 
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  GR.        Mag. Erich Kaniak 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  EG.         Florian Böss 
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  EG.         Klaus Baran   

22. GR.         Oskar Resch 
23.  EG.         Martin Eder  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  GR.         Michaela Schuster 
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Urslula Kölblinger 
30.  GR.         Dr.Siegfried Gierlinger 
31.  EG.         Hans Ebner  

  
 
 
Bürgerfragestunde / keine Anfragen 
 
6 Zuhörer 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 20.06.2018 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 12.04.2018 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
 
g)  Angelobungen: Bernhard Niedermayr und Florian Böss 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

 
Für die ÖVP-Fraktion:     GV. Markus Kitzberger 

 
Für die SPÖ-Fraktion:    GR. Gerald Mayrhofer 

 
Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  

 
Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  

 
 

 
  



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 28.06.2018                                                                                   Seite 3 von 26 
 
 

Berichte des Bürgermeisters: 
 

a) Causa Steinbichler. Das Landesverwaltungsgericht LVWG hat in der Causa „Beschwerde 

gegen den Gemeinderat Seewalchen betr. Baubewilligungsbescheid Steinbichler“ am 3. Juli 

eine öffentliche Verhandlung anberaumt. Der Gemeindevorstand stimmte der 

Rechtsvertretung der Gemeinde durch RA Dr. Heinz Häupl zu. 

 
b) Causa Hartl. Feststellung des Bestehens einer Dienstbarkeit auf der Promenade. 

Positives Urteil des Berufungsgerichts. Das Landesgericht Wels hat das Urteil der Erstinstanz 

aufgehoben, der Berufung der Marktgemeinde Seewalchen vollinhaltlich stattgegeben und das 

Urteil dahingehend abgeändert, dass der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee die 

immerwährende und unentgeltliche Dienstbarkeit des Gehens und Fahrens auf der Promenade 

auf dem Grundstück Hartl Parz. 2036/1 in einer Breite von ca. 2,5 m parallel zur Südgrenze des 

Grundstücks zusteht. Der Rechtsanwalt von Baum. Hartl hat mitgeteilt, dass sein Mandant 

einen Antrag beim Landesgericht eingebracht hat, die Revision zuzulassen. 

 

c) Überregionales Verkehrskonzept Schörfling-Seewalchen-Lenzing. Am 28. Mai fand eine 

Besprechung betr. aktuellem Stand für den geplanten Autobahnvollanschluss in Schörfling 

statt. Auf Anregung von Verkehrs-LR Steinkellner wurden von der Asfinag als Alternative zum 

Vollanschluss (Kosten rd. 8 Mill. Euro) die Errichtung einer sog. „Nordumfahrung Schörfling“ mit 

Errichtung einer neuen Agerbrücke im Bereich zwischen Gewerbegebiet Ager und 

Gewerbegebiet Schörfling-Nord (oberhalb ehem. Raudaschlmühle) geprüft. Von den 3 

vorgestellten Varianten wäre die Var. 1 (direkte Anbindung der L 1274 Gampernerstraße, quer 

über ehem. Lagerplatz Legat – der allerdings demnächst bebaut wird) für die Asfinag und das 

Planungsbüro Schimetta Consult die teuerste (rd. 5 Millionen Euro), aber die einzig gut 

machbare Lösung. Dem widersprachen allerdings die Vertreter der Gemeinde Lenzing (Bgm. 

Vogtenhuber, AL Schneeberger, GV Mirnig) vehement. Für Lenzing käme nur eine noch 

größere Lösung mit einem Vollanschluss im Bereich Hainbach mit Umfahrung Reichersberg 

direkt Richtung Lenzing AG in Frage. Ev. wäre für Lenzing ein weiteres Heranrücken der neuen 

Brücke zur bestehenden Autobahnbrücke und Einbindung in die B 151 Atterseestraße 

vorstellbar. Das wäre auch für Schörfling denkbar. Die Machbarkeit dieser Variante soll noch 

geprüft werden. Für Schörfling bleibt der Vollabschluss allerdings mit Priorität 1. Die laufende 

ESA-Studie soll im September vorliegen. 

 

d) Freibad Litzlberg. Der Bestands- bzw. Superädifikatsvertrag zwischen der Familie Wageneder 

und der Marktgemeinde Seewalchen betr. Errichtung und Betrieb eines Freibaderestaurants 

läuft mit 31.12.2018 aus. Im Verlauf des Jahres ist daher eine neue vertragliche Regelung zu 

vereinbaren.  

 
e) Landesgeld für Seewalchen. LR Christine Haberlander teilte mit, dass für die Durchführung 

des Gesunde Gemeinde Bezirkstreffens im Kultursaal Seewalchen ein Kostenbeitrag in Höhe 

von € 796.- geleistet wird. LHStv. Michael Strugl teilte mit, dass die Gemeinde Seewalchen 

einen Förderbeitrag in Höhe von 5.265.- Euro für die Teilnahme am Gemeinde-Energie-

Programm erhalten wird.  

 
f) Aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Personalbeirates bestellte der Gemeindevorstand 

Herrn Stefan Klein mit Wirkung 1. Juli 2018 zum neuen Bauamtsleiter und beschloss einen 

Nachtrag zum Dienstvertrag mit Beförderung in die Gehaltsstufe GD 13.09.  

 
g) Der Gemeindevorstand vergab den Auftrag zur Errichtung eines Carports auf der Rückseite 

des Rathauses für das Essen-auf-Rädern-Autos zu einem Gesamtpreis von € 5.154,- excl. Ust. 

an die Fa. Gebetsroider Seewalchen. 
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h) Information gem. O.ö. Grundverkehrsgesetz 2006. Zu folgenden Rechtsgeschäften 

wurden vom Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: Kaufvertrag Markus 

Dachs an Dachs Liegenschafts GmbH, Erwerb der Grundstücke Nr. 83/1, 89, 90, EZ 1089 KG 

Litzlberg in Buchberg  im Ausmaß von 8.956 m². 

Kaufvertrag Vaclav und Vera Dusek an Ümit Yurtsever, Erwerb Anteile (201/822) des Grund-
stückes Nr. 2176/12, EZ 996 KG Seewalchen im Ausmaß von 743 m² (Whg.Bahnweg 4 Top 2). 

 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 28.06.2018 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen.  
 
Kulturausschuss – Nachwahl eines Ersatzmitgliedes 
 
Dieser Drgl. Antrag wird aufgrund seines sachlichen Zusammenhangs mit TOP 20 unmittelbar danach 
behandelt. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

1. Finanzplanung 
Mittelfristiger Finanzplan - Prioritätenreihung 

 
Aufgrund der Gemeindefinanzierung NEU ist bei den Vorhaben im Mittelfristigen Finanzplan eine 
Prioritätenreihung vorzunehmen und vom Gemeinderat zu beschließen. 

    

    

Vorhaben Nr. Vorhaben Ansatz Vorhaben Priorität 

9 612000 Gemeindestraßenbau 1 

54 639000 Sanierung der Agerbrücke 2 

38 851000 Oberflächenwasserprojekt Kraims 3 

18 163002 Neubau Feuerwehrzeughaus FF Seewalchen 4 

21 320000 Generalsanierung Musikschule 5 

19 813010 Altstoffsammelzentrum Grundankauf 6 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die o.a. Prioritätenreihung zu 
beschließen. 
 
GR.Mag.Kaniak bemerkt, dass der Mittelfristige Finanzplan vom Bürgermeister eingeführt wurde, 
jedoch die Einhaltung ein Wunschkonzert sei. Die Reihung empfinde er aber als sehr wichtig.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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2. Volksschulbau 
Änderung des Finanzierungsplanes 
 
Mit Schreiben des Generalübernehmers Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft für den Bezirk 
Vöcklabruck teilt diese nunmehr der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee auch schriftlich mit, dass 
sich bei den Baukosten beim Volksschulneubau nach Ausschreibung und Verhandlung von rd. 75% der 
Gewerke eine Kostensteigerung von rd. € 475.000,- excl. Ust. ergibt.  
Begründet wird dies einerseits damit, dass von den übergeordneten Stellen im Amt der O.Ö. 
Landesregierung beim Kostenrahmen im Zuge des Kostendämpfungsverfahrens ein (angenommenes) 
„Einsparungspotential“ von ca. € 260.000,- von der vom GÜ vorgelegten Kostenschätzung in Abzug 
gebracht wurde, welches sich de facto nicht realisieren ließ, und andererseits mit dem Baukostenindex 
(4,91%), wobei nicht zuletzt auch die aktuell gute Konjunktur einen zweifellos nicht unwesentlichen 
Einfluss auf die Preisbildung und somit auch auf die Kostensteigerung hat. 
 
Alles in allem ergeben sich nunmehr nach Ausschreibung von 80% der Gewerke und möglicher 
Einsparungsmaßnahmen voraussichtliche Mehrkosten von rd. € 400.000,- incl. Ust . Diese Mehrkosten 
wurden unter Beisein von Gemeindevertretern, Architekten und Vertretern des GÜ bei einer Vorsprache 
beim Amt der oö. Landesregierung besprochen und von den anwesenden Architekten und Bauleiter Ing. 
Weigert genau begründet.  
 
Der neue Finanzierungsplan ist am Tag der Gemeinderatssitzung mit nunmehr anerkannten 
Gesamtkosten in Höhe von € 6,842.288,- bei der Gemeinde eingelangt und steht heute zur Beschluss-
fassung. Die anerkannten Mehrkosten betragen gegenüber der ursprünglichen Finanzierung  
€  414.288,- die folgendermaßen zu bedecken sind:  
 

€ 115.900,-  LZ (Bildungsabteilung) 
€   94.200,-  BZ (IKD) 
€ 204.188,-   Gemeinde (Eigenmittel) 

 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die vorliegende Finanzierungdarstellung des Amtes der oö. Landesregierung vom 27. Juni 2018 
zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

3. VFI & Co KG 
Kenntnisnahme der Jahresbilanz 2017 

 
Der Jahresabschluss 2017 des Vereins zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Seewalchen 
am Attersee & Co KG wurde vom Steuerbüro BNP - Wirtschaftstreuhand in Gmunden erstellt. Die 
ausgewiesene Bilanzsumme beträgt € 5,199.490,41. Der den Gesellschaftern zuzurechnende Verlust 
beträgt € 92.596,- und resultiert im Wesentlichen aus der Abschreibung des Anlagevermögens. Die 
komplette Fassung des Jahresabschlusses 2017 ist als Anlage beigefügt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die Jahresbilanz 2017 der 
VFI & Co KG zu beschließen. 
 
FO.R.Hemetsberger betont, dass sich die FPÖ der Stimme enthalten werde, hoffe jedoch, es gehe 
sich positiv aus, wenn die KG in Gemeindeeigentum übergehe.  Man werde erst bei Auflösung der KG 
bei der Endrechnung sehen, ob es sich gelohnt habe, die Mehrwertsteuer zum Abzug zu bringen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
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Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Stimmenthaltungen 7 Stimmen FPÖ-Fraktion: 7  

 
 

4. Abwasserbeseitigung 
Finanzierungsplan für das Kanalprojekt LIS - Leitungskataster BA 19 

 
Die geschätzten Gesamtkosten für den Kanalbauabschnitt 19 werden rd. € 400.000,- betragen. Die 
Finanzierung ist dem im Akt befindlichen Finanzierungsplan zu entnehmen. 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindeverstandes den vorliegenden  
Finanzierungsplan zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

5. Abwasserbeseitigung 
Finanzierungsplan für das Kanalprojekt Buchberg-Fleischmanngründe BA 21 

 
Die geschätzten Gesamtkosten für den Kanalbauabschnitt 21 werden rd. € 81.000,- betragen. Die 
Finanzierung ist dem im Akt befindlichen Finanzierungsplan zu entnehmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindeverstandes den vorliegenden  
Finanzierungsplan zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 

 
 
6. Abwasserbeseitigung 
Finanzierungsplan für das Niederschlagswasserkanalprojekt Wagnerstraße BA 22 

 
Die geschätzten Gesamtkosten für den Kanalbauabschnitt 22 werden rd. € 175.000,- betragen. Die 
Finanzierung ist dem im Akt befindlichen Finanzierungsplan zu entnehmen. 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindeverstandes den vorliegenden  
Finanzierungsplan zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

7. Abwasserbeseitigung 
Aufnahme eines Darlehens zur Kanalbaufinanzierung 

 
Die geschätzten Kosten für das Leitungsinformationssystem (BA 19) betragen lt. beigeschlossenem 
Finanzierungsplan € 400.000. Aus Eigenmitteln (Rücklagenentnahme werden für dieses Vorhaben € 
40.000,- finanziert. Für den BA 21 werden lt. Finanzierungsplan € 81.000,- an Kosten anfallen wovon 
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ca. € 9.000,- durch Anschlussgebühren sowie € 10.000,- durch Eigenmittel bedeckt werden. Beim 
Kanalprojekt BA 22 werden sich die Kosten lt. Finanzierungsplan auf € 175.000 belaufen, wobei 
€ 20.000 an Eigenmitteln eingebracht werden. Daraus ergibt sich eine erforderliche Gesamtdarlehens-
summe in Höhe von ca. € 600.000,-. Zu diesem Zweck wurde die Darlehensaufnahme mit dem Ersuchen 
ausgeschrieben, eine variable wie auch eine Fixzinsvariante anzubieten. Bei dieser Ausschreibung sind 
insgesamt 5 Angebote eingelangt. Angeboten haben die Bank Austria, die Hypo Niederösterreich, die 
Volksbank Vöcklabruck-Gmunden, die Raiffeisenbank Attersee-Nord sowie die Austrian Anadi Bank. Bei 
der Anbotsöffnung waren der Vertreter der Raiffeisenbank Attersee-Nord Herr Robert Mair-Zeininger, 
der Amtsleiter Manfred Binder und der Finanzabteilungsleiter Ernst Weber anwesend. Das Ergebnis der 
Ausschreibung ist dem im Akt befindlichen Angebots-spiegel zu entnehmen. Als Bestbieter ist bei der 
variablen Verzinsung mit Bindung an den 6-Mo-Euribor die HYPO Niederösterreich und bei der 
Fixzinsvariante die Bank Austria hervorgegangen.  
Aus heutiger Sicht erscheint die variable Verzinsung auch mittel- bis langfristig günstiger als die 
Fixzinsvariante. Die Ersparnis gegenüber der fixen Verzinsung beträgt in den ersten 10 Jahren über € 
50.000,-. Bei einem Zinssatz von 4 % nach 10 Jahren wäre die variable Verzinsung noch immer 
günstiger als die Fixzinsvariante. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
das Darlehen an die HYPO-Niederösterreich als Bestbieter zu den angebotenen Konditionen in 
Form einer variablen Verzinsung laut Angebot vom 18.06.2018 zu vergeben. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

8. Kinderbetreuung 
Abschließen einer Vereinbarung mit der Fa. Stern & Hafferl 
 
Für die Durchführung der KG-Freifahrt ist auch heuer wieder ein Vertrag mit einem dazu befugten 
Unternehmen abzuschließen. Da mit der Fa. Stern & Hafferl in der Vergangenheit eine ausgezeichnete 
Zusammenarbeit gegeben war, und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Tarife von der OÖ. 
Landesregierung festgesetzt werden, und daher für alle Unternehmer Gültigkeit haben, wird 
vorgeschlagen, wieder mit der Fa. Stern & Hafferl einen Vertrag abzuschließen. 
 
Es sind 67 Kinder lt. den vorliegenden Listen der Kindergärten Seewalchen und Rosenau  zu 
transportieren. Somit werden 2 Busse  ( 1x 29 Sitzer, 1x 49 Sitzer)  benötigt. 
   
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
mit der Durchführung des Kindergartentransportes 2018/2019 die Firma Stern & Hafferl 
Kraftfahrlinien GmbH, Gmunden zu beauftragen und vorliegenden Vertrag abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

9. Prüfungsausschuss  
Bericht aus der Prüfungsausschusssitzung vom 26. Juni 2018 

 
Auf der Tagesordnung dieser Prüfungsausschusssitzung standen die Überprüfung der Gemeindekasse 
samt Rücklagen. Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt befindlichen Prüfbericht zu entnehmen. 

 
Der Obmann des Prüfungsausschusses stellt den Antrag,  
den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
GR.Mag.Kaniak fragt nach der Ursache, warum das Konvolut für die Fraktionen nicht zur Verfügung 
gestanden sei. Dies sei keine Transparenz für den Gemeinderat. 
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Der Bürgermeister antwortet, dass es schwierig gewesen sei, einen Prüfungsausschuss-
Sitzungstermin vor den Fraktionssitzungen zu bekommen. Außerdem sei die Übereinstimmung vom 
Prüfungsausschuss festgestellt worden.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

10. Öffentliche Sicherheit 
Abschluss eines Bestandsvertrages zur Einrichtung eines digitalen Funksystems für Einsatzkräfte 

 
Die Einsatzkräfte in OÖ bekommen ein neues Digitalfunksystem. Feuerwehr, Rettungsorganisationen 
und Polizei können bei Einsätzen künftig auf gemeinsamen Kanälen funken und so bei Katastrophen 
schneller zusammenarbeiten. Das Land OÖ ist für die Errichtung und den Betrieb der Infrastruktur 
verantwortlich, welche den Einsatzorganisationen kostenlos zur Benutzung überlassen wird. 
Die Funkanlage soll auf dem im Gemeindeeigentum stehenden Grundstück Nr. 2075/31, GB 50319 
errichtet werden, wo sich bereits ein Funkmast befindet. 
Zur Errichtung der Funkanlage ist der dem Akt beigefügte Bestandsvertrag mit dem Land OÖ 
abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den vorliegenden Bestands-
vertrag mit dem Land OÖ abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

11. Gemeindegut 
Gestattung der Nutzung eines Teiles der Buchberger Wiesen an die Jägerschaft Seewalchen 
 
Die Jägerschaft Seewalchen hat schon vor einiger Zeit bei der Gemeinde angefragt, ob es möglich 
wäre, die der Gemeinde gehörenden Buchberger-Wiesen (ehem. Dachs-Gründe) zu pachten. Die 
Jägerschaft möchte auf den Flächen eine Niederwild-Brache anlegen. Der Zweck dieser Brachfläche 
(Wildacker) ist lt. ihren Angaben der Schutz von Rebhühnern, Kiebitzen, Fasane und sonstigem 
Niederwild. Eine Brachfläche bietet Unterschlupf für Bodenbrüter vor Greifvögeln und Katzen etc. und 
dient damit auch zur Arterhaltung schon selten gewordener Tiere.  
 
Der Gemeindevorstand spricht sich in der Sitzung am 14.6.2018 einstimmig dafür aus, der Jägerschaft 
Seewalchen die Anlage und Nutzung einer sog. „Niederwildbrache“ auf einer rd. 4.500 m2 großen 
Teilfläche des Grundstücks 261 KG Litzlberg probeweise bis Ende des Jahres 2019 zu gestatten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende  
Gestattungsvereinbarung abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

12. Rechtsangelegenheit – Gemeingebrauch Promenade 
Abschluss von Dienstbarkeitsverträgen - Promenade 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde vom Vorsitzenden wegen fehlender beschlussreifer Verträge 
abgesetzt. 
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13. Grundkauf 
Abschluss eines Kaufvertrages 
 
Für den Ankauf des Grundstücks 2326/1, KG Seewalchen zur Nutzung als Parkplatz im Ausmaß von 
1.695 m² hat der Gemeinderat bereits im Vorjahr einen Optionsvertrag abgeschlossen. Nach Abschluss 
des Widmungsverfahrens liegt nunmehr ein beschlussfähiger Kaufvertrag vor. Der Gesamtpreis für das 
Grundstück beträgt € 23.750,- zzgl. Vertragserrichtungskosten, Steuern, Abgaben und Gebühren. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstands den vorliegenden Kaufvertrag 
abzuschließen. 
 
GR.Mag.Kaniak erachtet den Grundkauf für diesen Bereich für sehr sinnvoll. Die andere Frage sei 
jedoch, wie wertvoll die Verwertung sei. Früher gab es nicht so solitäre Meinungen. Der Gemeinderat 
habe seinerzeit den Tankstellenbau sowie auch den Bau von Remisen für LKWs durch die Familie 
Mittendorfer verhindert.  Man wollte seinerzeit die Ortseinfahrt gestalten. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 6 
K. Hemetsberger, R. Hemetsberger,  
B. Niedermayr, S. Schmuck, F. Böss, 
C.Leeb-Dorfer 

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Stimmenthaltungen 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Mag. E. Kaniak 

 
 

14. Projekt Pfahlbau Erlebniswelt 
Beschlussfassung betreffend Investitionskostenbeitrag und Betriebskostenzuschuss 
 
Der Verein Pfahlbau am Attersee mit Sitz in Seewalchen hat unter Obmann Ing. Alfons Egger zahlreiche 
Maßnahmen zur Weiterverbreitung des Weltkulturerbes Pfahlbauten gesetzt, wie z.B. die Pfahlbau-
Seefeste 2016 und 2017, die kulturgeschichtlichen Vorträge im Raiffeisensaal mit Urs Leuzinger, 
Angeliga Fleckinger, Anton Kern, die Adaptierung des Pfahlbaupavillons mit Steinzeitgarten und einen 
Pfahlbaudorf-Modell. Seit Jahren werden kulturgeschichtliche Führungen zu Wasser und zu Lande 
angeboten, die von bis zu 2.000 Besuchern pro Saison genutzt wurden. Das Thema Pfahlbau am 
Attersee ist in den sog. „Top-Ausflugszielen“ in der Region Attersee-Attergau gelistet. Durch die 
Verschiebung der Landesausstellung von 2020 auf 2027 wird es eine große Herausforderung sein, 
dieses „Gap“ von fast 10 Jahren mit weiteren Aktivitäten zu schließen, damit der Spannungsbogen bis 
zur LA 2027 aufrechterhalten werden kann. 
 
Der Verein hat nun auf Basis einer Masterarbeit von GR Gerald Egger ein Projekt entwickelt, das die 
Errichtung und den Betrieb einer Indoor Erlebniswelt zum Thema Pfahlbau-Steinzeit-Kulturgeschichte-
Archäologie zu Ziel hat. Das Projekt ist als EU-Leader-Förderprojekt eingereicht und vom 
Projektauswahlgremium der REGATTA einstimmig befürwortet worden. Für die Realisierung des 
Vorhabens in dzt. leerstehenden Räumlichkeiten im Raiffeisenzentrum Seewalchen (im EG zwischen 
Bank und Seecafe) wird mit Gesamtkosten von rd. € 150.000.- brutto wird es eine 60%ige Förderung 
aus EU-Mitteln geben (€ 90.000.-).  
 
Die Bestreitung des Eigenmittelanteils von € 60.000.- wird eine große Herausforderung für den Verein. 
Mit Sponsoren allein wird es vermutlich nicht gehen. Der Verein ist daher (voraussichtlich) auch auf 
weitere finanzielle Unterstützungen durch Land und Gemeinde angewiesen. In weiterer Folge wird es 
auch für den Betrieb notwendig sein, entweder durch eine laufende Förderung/Subvention, durch eine 
Abgangsdeckungsregelung oder durch Deckungsbeiträge von best. Fixkosten (Miete, BK, Personal) 
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eine entsprechende Unterstützung zu erhalten (siehe Investitions- und Betriebsrechnung im 
beiliegenden Konzept). 
 
Am 6. Juni fand ein Gespräch in der Landeskulturdirektion statt, bei dem sowohl das inhaltliche Konzept 
als auch die diversen Finanzierungsfragen besprochen wurden. Das Land wird das Vorhaben 
unterstützen. In welcher Form, bleibt aber weiteren Beratungen vorbehalten. Damit der Verein für die 
weiteren Vorbereitungen zur Projektumsetzung und für die Sponsorensuche einen entsprechenden 
Rückhalt und eine gewisse Planungssicherheit erlangt, ersucht der Pfahlbauverein die Marktgemeinde 
Seewalchen um einen Grundsatzbeschluss betr. finanzieller Unterstützung für Bau und Betrieb der 
Pfahlbau-Erlebniswelt-Seewalchen. 
 
Als Realisierungszeitraum sind die Jahre 2019 und 2020 vorgesehen (Baubeginn Herbst 2019, 
Eröffnung Frühjahr 2020). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes dem Verein Pfahlbau am 
Attersee im Jahr 2019 mit einem Beitrag in Höhe € 20.000.- zu unterstützen und für die Jahre 
2020 bis einschl. 2027 eine gesonderte Vereinbarung für eine jährliche Vereinsförderung zu 
treffen. 
 
GR.Mag.Kaniak zeigt sich erfreut über das Engagement der Gemeindebürger und spricht sich 
grundsätzlich für die Förderung aus, weist jedoch auf die Betriebskosten hin. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

15. Projekt Emilie - Flöge - Platz 
Beschlussfassung betreffend Neugestaltung Kinderbad 
 
Im Zuge des sog. Masterplans Seewalchen-Schörfling gab es eine Reihe von Maßnahmen-vorschlägen 
und Projektideen. Eine davon war die Idee zur Neugestaltung des sog. Kinderbades in Seewalchen. 
Hintergrund dieser Überlegungen ist die geplante Kultur- und Genuss-Meile Seewalchen-Schörfling, die 
auch im Bereich der Promenade Seewalchen verläuft. Das Kinderbad ist ein markanter Punkt dieser 
gedachten Wegverbindung zwischen den beiden Ortszentren, welcher mit diesem Projekt entsprechend 
aufgewertet werden soll. 
 
Auf Basis einer Planung von Arch. DI Christoph Hauser, die vom Dorfentwicklungsverein 
„L(i)ebenswertes Seewalchen“ beauftragt wurde, wurde bei der REGATTA um eine EU-Leader-
Förderung angesucht, aus organisatorischen und formalrechtlichen Gründen mit der Marktgemeinde 
Seewalchen als Projektträger (siehe auch GVS 25.1.18). Das Projekt wird in der Herbstsitzung des 
REGATTA-Projektauswahlgremiums behandelt, und es wird eine Fördergenehmigung mit einem 
Fördersatz von 60% erwartet.  
Da die Errichtung und Verbesserung von Badeanlagen von der LEADER-Förderung ausgenommen sind, 
wird das Projekt in Form einer Platzgestaltung aufbereitet. Aufgrund der räumlichen Nachbarschaft zur 
Paulick-Villa wird das Projekt nun „Emilie Flöge Platz“ bzw. „Emilie Flöge Park“ bezeichnet. Schon bisher 
war bzw. ist der Standort im Themenweg Klimt am Attersee enthalten und es befindet sich dort eine 
Klimt-Info-Stele. Diese soll um eine eigene Info-Stele zum Thema „Emilie Flöge und Klimt in 
Seewalchen“ erweitert werden. 
 
Die Projektkosten belaufen sich auf rd. € 70.000.-. Bei 60%iger Förderung (€ 42.000.-) verbleibt ein 
Eigenmittelanteil von rd. € 28.000.-. Dieser ist vom Projektträger aufzubringen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes das Masterplan-Projekt 
Aufwertung des Kinderbades Seewalchen in Form des Projektes „Emilie Flöge Park“ umzusetzen 
und den erforderlichen Eigenmittelanteil im Budget 2019 (AOHH) vorzusehen. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 

 
16. Projekt Erweiterung Strandbadparkplatz 
Beschlussfassung betreffend Errichtung zusätzlicher Stellplätze 
 

Beim Masterplan Seewalchen-Schörfling ist u.a. vorgeschlagen, den bestehenden 
Strandbadparkplatz umzugestalten, nach Möglichkeit zu erweitern und Mutter-Kind-Parkplätze 
vorzusehen. Auch im Zuge der Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes bzw. bei der im 
Zusammenhang mit der Erstellung des Bebauungsplanes Promenade notwendigen 
Berichtigungen des Flächenwidmungsplanes ist dieses Vorhaben bereits berücksichtigt (siehe 
Planauszug im Akt). 
 
Um die nötigen weiteren Schritte für eine mögliche Projektumsetzung setzen zu können, ist ein 
dementsprechender Gemeinderatsbeschluss erforderlich. Die notwendigen Planungen und 
Bewilligungen sollen im Jahr 2019 (nach Rechtskraft der Flächenwidmungsplan-änderung) 
eingeholt und das Projekt 2020 umgesetzt werden. Planungskosten wären für 2019 zu 
budgetieren, und das Vorhaben in den MFP aufzunehmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, das Projekt Erweiterung und Umgestaltung des Strandbadparkplatzes zu realisieren,  
dieses Vorhaben in den MFP aufzunehmen, nach Rechtskraft der zugehörigen Flächenwid-
mungsplanänderung mit den konkreten Planungen zu beginnen, dafür im Gemeindebudget 2019 
entsprechende Vorkehrungen zu treffen, und das Projekt 2020 umzusetzen. 
 
GV.Haudschildt-Buschberger erklärt, dass man bei ausgiebiger Diskussion in der Fraktionssitzung 
festgestellt habe, dass es gut sei, dass die Projekte  des Masterplanes einzeln abgehandelt werden.  
Man habe auch die Situation mit den Geo-Daten nochmal angeschaut, es seien jetzt schon 110 
Parkmöglichkeiten. Im aufgelegenen Plan seien 120 zuzüglich 4 Beeinträchtigten-Parkplätze 
ausgewiesen. Da es sich hier um lediglich 14 Parkplätze handle, erachten es die GRÜNEN aus 
derzeitiger Sicht nicht für sinnvoll.  
 
EG.Ebner möchte wissen, ob es eine Kostenschätzung gebe. Der Bürgermeister antwortet, dass es sich 
lt. Grobkostenschätzung im Masterplan um € 104.000,--  handle. 
 
GR.Ing.Mayrhofer erläutert, man dürfe das nicht eins zu eins umrechnen, man habe einen Durchgang 
zum See beginnend vom Zebrastreifen – er schätze es seien mindestens 30 Parkplätze mehr.  
 
Der Bürgermeister betont man habe nur einen Grundriss aus der Flächenwidmungsplanänderung. 
 
Vizebgm.Hemetsberger K. gibt zu bedenken, dass die  Mutter-Kind-Parkplätze zu schmal sind, hier hätte 
man die Chance bei der Neugestaltung. 
 
GR.Mag.Kaniak empfindet es als schade, dass der schönste Platz nicht genutzt werde und findet es 
wichtig hier zu investieren um die Optik zu verbessern. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Stimmenthaltungen 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
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17. Projekt Multifunktionaler Festplatz Pfarrer – Broat‘n 
Grundsatzbeschlussfassung 
 
Schon seit Längerem wird von örtlichen Vereinen und Organisationen, die größere Veranstaltungen 
durchführen (Feuerwehr, Musik) der Wunsch geäußert, einen größeren Festplatz für Veranstaltungen 
mit hoher Besucherzahl und für größere Festzelte zu errichten. Nächstes Groß-Event ist das 
Bezirksmusikfest im Jahr 2020 mit der großen Marschwertung, das die Marktmusikkapelle Seewalchen 
ausrichten wird. Dazu ist ein Festzelt für rd. 2.000 Besucher erforderlich. Ein Zelt dieser Größe ist am 
Eislaufplatz nicht möglich, und es stehen auch sonst keine geeigneten befestigten Flächen im 
Ortszentrum zur Verfügung.  
 
Ursprünglich war ja angedacht, im Zuge der Landesausstellung 2020 im Bereich der Pfarrerbroat‘n einen 
Parkplatz zu errichten. Durch die Verschiebung der LA auf 2027 steht die Überlegung im Raum, schon 
jetzt einen multifunktionalen befestigten Festplatz im unteren Bereich der Pfarrerbroat‘n zu gestalten, als 
Festplatz, Parkplatz, ggf. mit anderen (Freizeit-) Nutzungen. Auf der Pfarrerbroat‘n würde sich dazu der 
südliche, der B 151 angrenzende Bereich anbieten. „Knackpunkt“ (neben den Kosten und der 
Finanzierung) ist die Frage, ob seitens der Diözese grundsätzlich die Bereitschaft besteht, diese Fläche 
zu verkaufen oder zu verpachten, und zu welchen Konditionen. Ein Vorgespräch mit der Diözese wird 
der Bürgermeister am 22. Juni in Linz führen. 
 
Im Masterplan Seewalchen-Schörfling ist ein Parkplatz unterhalb des Friedhofs enthalten. Diese Fläche 
ist jedoch von der Diözese langfristig an die Firma Tostmann (Bandlkramerey) verpachtet. 
Die Kosten für die Errichtung des Platzes inkl. der technischen Infrastruktur wurden von der Fa. 
Niederndorfer mit rd. € 300.000.- ermittelt. Im Rahmen eines Fördergespräches der REGATTA in der 
Landesabteilung Dorferneuerung und Stadtentwicklung (DOSTE) wurde das Vorhaben vorgestellt und 
dieses von den Landesbeamten grundsätzlich mit 50% für förderungswürdig erachtet, wobei die 
Fördermittel aufgrund von Einreichungen zu bestimmten Stichtagen und aufgrund einer Bewertung nach 
einem Kriterienkatalog bewilligt werden. Dazu ist eine entsprechende Projektbeschreibung erforderlich, 
die die Multifunktionalität und den größtmöglichen Nutzen für die Bevölkerung darstellt. Vor allem soll 
auch danach getrachtet werden, dass der Festplatz/Parkplatz eine Zufahrt von der B 151 oder L 1276 
bekommt. Ob für dieses Vorhaben auch aus anderen „Fördertöpfen“ des Landes noch weitere 
Fördermittel lukriert werden könnten, bzw. ob nach den Richtlinien der Gemeindefinanzierung NEU auch 
BZ möglich sind, ist dzt. noch offen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, das Projekt „Multifunktionaler Festplatz auf der Pfarrerbroat‘n“ konkret weiter zu 
verfolgen und nach Möglichkeit bis spätestens Frühjahr 2020 umzusetzen. 
 
EG.Ebner fragt, wie der Platz ausschauen solle, werde dieser asfaltiert oder geschottert ? 
 
Der Bürgermeister antwortet, asfaltiert werde sicher nicht, man müsse ja ein Zelt aufstellen können. Es 
sei nun Sache der Planung. Man müsse dann einen Architekten beauftragen, der auch Raumplaner ist. 
Dies sei aber noch zu früh. Die Planung müsse natürlich auch ins Ortsbild passen. 
 
EG.Ebner weist auf die Kosten hin und gibt zu bedenken, dass man den Platz ja nur pachte und 
zurückgeben müsse, wenn die Diözese ihn brauche. 
 
Der Bürgermeister entgegnet, dass man beim Bezirksmusikfest ja auch eine Marschstrecke benötige. 
Es gehe hier außerdem um eine dauerhafte Einrichtung und man solle die entsprechende Infrastruktur 
haben. Den zusätzlichen Vorteil sieht er darin, dass man die befestigte Fläche das ganze Jahr als 
Parkplatz nützen könne. Man habe immer ein Parkplatzproblem bei größeren Veranstaltungen und auch 
für das Strandbad wäre es sinnvoll. 
 
EG.Ebner versteht nicht, warum man mitten im Ort am schönsten Platz Parkplätze schaffe und das 
Einkaufszentrum außerhalb ist.  
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GR.Egger merkt an, dass man das ja im Kulturausschuss auch schon mehrmals besprochen habe, Auch 
er wäre lieber für „kaufen“ – die Möglichkeit bestehe aber nicht. Daher erachtet er dies als einmalige 
Chance, für die Vereine eine Basis zu schaffen, die sich sonst überlegen werden, in Seewalchen noch 
Veranstaltungen zu machen. 
 
Der Bürgermeister betont, man habe sich auch beim Eislaufplatz bemüht. 
 
GR.Mag.Kölblinger fragt warum man das Bezirksmusikfest in Seewalchen ausrichten müsse, wenn man 
die Grundlagen nicht habe sondern diese erst zu schaffen seien. 
 
Der Bürgermeister informiert, es sei ein Grundsatzbeschluss zu fassen und man müsse wissen, wolle 
man den Vereinen die Möglichkeit für dieses und zukünftige Feste schaffen . Er sei dafür, diese Projekt 
zu konkretisieren. 
 
GR.Hauschildt-Buschschberger fehlt die Abrundung des Gesamtkonzeptes. Man diskutiere über eine 
Begegnungszone und nun komme der multifunktionale Festplatz dazu. Der Grundgedanke wäre nicht 
schlecht. Wenn man diesen großen Platz adaptiere, sollte er ausreichend ausgenützt werden und eine 
gewisse Sinnhaftigkeit haben. Die Planung alleine für den Platz sei ihr zu wenig. Das gehöre in ein 
gesamtes Konzept eingebettet aber man bewege sich immer nur  in einzelnen Puzzleteilen, die man 
hernach nicht mehr zusammenfügen könne, weil sie einfach nicht passen oder stimmig seien. Das 
Strandbad werde in den nächsten Jahren einen immensen Sanierungsbedarf haben und dann plane 
man einen Parkplatz, der vielleicht für das Strandbad genützt werden könne, das aber vielleicht keine 
Attraktivität mehr habe, weil dann das Geld für die Sanierung vom Strandbad fehlen werde. Sie gibt auch 
zu bedenken, dass es nur um eine Pachtung in einem begrenzten Zeitraum gehe.  
 
Der Bürgermeister antwortet -  Gesamtkonzept – ja – das war auch die erste Frage der Diözese. Er 
könne nur sagen, der Masterplan Seewalchen-Schörfling sei für ihn ein Konzept.  Es gehe darum, Plätze 
gemeinsam und besser zu nutzen - das sei im Masterplan enthalten gewesen.  
 
GR.Ing.Mayerhofer zeigt sich verwundert über die Diskussion. Es sei das Konzept mit der 
Begegnungszone. Gerade wenn man das Zentrum entlasten wolle, dann brauche man außerhalb 
Parkflächen. Man bekomme die Zufahrt nur wenn der Landesstraßentausch erfolge. Man habe 
beschlossen das Kinderbad aufzuwerten. Wo parken denn dann die Leute die dort baden gehen?  2020 
gebe es nicht nur das Musikfest sondern auch einen Feuerwehrabschnittsbewerb. 
 
GR.Seiringer-Gaubinger berichtet, dass er bei dem Diözese-Termin dabeigewesen sei. Der 
Pachtschilling sei vorerst sehr hoch gewesen, aber Frau Mag.Preining kam Herrn Bürgermeister bei der 
Verhandlung sehr entgegen. Man wisse noch nicht genau, wie es jetzt ausschaue. Er  habe das Projekt 
auch im Pfarrgemeinderat vorgestellt. Natürlich wolle man auch nicht gerne neben dem sensiblen 
Bereich der Leichenhalle den Wirbel, aber es sei immer der Wunsch auf gegenseitige Rücksichtnahme. 
Auch die Pfarre solle auf die Anliegen der Bürger eingehen. Natürlich werden solche Verträge nur auf 
15 oder 20 Jahre abgeschlossen und es sei ja auch immer noch ein Erweiterungspotential für den 
Friedhof. Zur Zeit sei aber noch genügend Potential vorhanden, um mit dem bestehenden Friedhof 
auszukommen.  
 
GR.Mag.Kaniak erinnert, dass die ÖVP  in den letzten Jahren mindestens 4 Großprojekte (Kirche, 
Rathaus, Altenheim, Betreubares Wohnen usw.) auf der Pfarrerbroat´n verwirklichen wollte. Heute 
brauche man für die Schule und Parkplätze etwas von der Pfarrerbroat´n. Wenn man nicht in der Lage 
sei, die gesamte Pfarrerbroat`n käuflich zu erwerben, dann werde man immer wieder bei jedem größeren 
Projekte vor derselben Situation stehen. Man müsste das Grundstück kaufen, denn auch ein Bezirks-
altenheim dort wäre nicht schlecht.  
 
Der Bürgermeister entgegnet, dass es nur eine einzige Chance gegeben habe, die sein Vorgänger 
seinerzeit nicht ergriffen habe. Er hätte das Grundstück auch lieber gekauft, aber die Möglichkeit bestehe 
eben nicht. Man habe mit der Diözese immer schwierige Verhandlungen gehabt und beim Schulsport-
platz letztendlich auch eine Lösung gefunden. Er verstehe inzwischen auch, dass die Diözese den Grund 
nicht verkaufen könne, weil sie die Pachteinnahmen benötige.  
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GR.Dr.Gierlinger ist in seiner Funktion als „Fahrradbeauftragter“ dafür, zu investieren und möchte den 
Radverkehr einfließen lassen. 
 
GR.Mayrhofer G. spricht sich dafür aus und  fragt bezüglich  Zelt-Fassungsvermögen. 
 
Der Bürgermeister antwortet „ 2000 “. 
 
GR.Hemetsberger R. gibt zu bedenken, dass der Pachtvertrag mit Stallinger auslaufe. Er verstehe auch, 
dass die Diözese nicht verkaufe. Weiters weist er auf den Lösungsbedarf Zufahrtstraße von der Attersee-
Bundesstraße hin, damit nicht der gesamte Verkehr durch den Ort müsse.  
 
GR.Seiringer-Gaubinger stellt fest, dass man von der Diözese nicht nur sehr kompetent, sondern auch 
entgegenkommend beraten worden ist. Das Ortsentwicklungskonzept sei dabei immer Thema gewesen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag: 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 
Herrn DI. Dr. Christoph Hauser aufgrund des vorliegenden Angebotes vom 25.6.2018 mit der 
Planung zu beauftragen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag: 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 

18. Seebad Litzlberg 
Beschlussfassung des Projektes zur Errichtung von zusätzlichen Saisonkabinen und der 
Platzgestaltung beim Seezugang und der Finanzierung 
 
Das gegenständliche Projekt umfasst die Errichtung 20 neuer, zusätzlicher Badekabinen beim Seebad 
in Litzlberg. Der Bau soll im Zuge der geplanten Errichtung des Oberflächenwasserkanals in Litzlberg 
erfolgen. Weiters ist im Zuge dieses Projekts die Neugestaltung des Seezugangs  (siehe Angebot der 
Fa. Niederndorfer) geplant. Die Gesamtkosten für dieses Projekt sind mit rd. € 63.300,- geschätzt!  
 
Umkleidekabinen    €  43.456,21  excl. Ust   
 
Seezugang       €  17.478,99 incl. Ust. 
 
Baumfällung      €       850,00  incl. Ust. 
 
Sonstige Kosten    €    1.500,00  incl. Ust. 
 
Gesamt:        €   63.285,20 
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Dieses Projekt soll noch im Rahmen des Kommunalen Investitionsprogramms des Bundes mitfinanziert 
werden. 
Der Finanzierungsvorschlag: 
 
            Bundesförderung KIP    15.821,30 
            Gemeinde         47.463,90 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, die vorliegenden Projekte 
mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von rd. € 65.000 im Jahr 2019/20 zu realisieren  

 
GR.Dr.Gierlinger fragt, ob man die Fahrradständer noch berücksichtigen könne, was der Bürgermeister 
bejaht. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 
  
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

19. Dienstpostenplan 
Änderung des Dienstpostenplanes der Gemeinde 
 
Bei den geplanten Änderungen des Dienstpostenplanes handelt es sich um folgende Planstellen in der 
Gemeindeverwaltung: 
 
Aktuelle Einstufung:       
 

a) Amtsleitung  GD 19.14  Karin Schobesberger   - geplante Aufwertung  auf GD 18.14 
 

b) Meldeamt   GD 21.3   Dagmar Blaikner   - geplante Aufwertung  auf GD 19.3 
 
Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 14.6.2018 mit den beabsichtigen Dienstposten-
aufwertungen befasst und sich einhellig für die Aufwertung beider Dienstposten ausgesprochen. Nähere 
Infos zu den Tätigkeitsprofilen der betroffenen Mitarbeiterinnen befinden sich im Akt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den Dienstpostenplan   
wie folgt zu ändern: 
 

a) Aufwertung des Dienstpostens von Frau Schobesberger von GD 19.14 auf GD 18.14 
 

b) Aufwertung des Dienstpostens von Frau Blaikner von GD 21.3 auf GD 19.3 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 
20. Bildungsausschuss 
Nachwahl eines Ersatzmitgliedes  
 
Durch den Verzicht von Frau Mag.Kölblinger Ursula auf ihre Ersatzmitgliedschaft ist eine Nachwahl 
notwendig. 
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Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
 dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Von der GRÜNEN-Fraktion liegt ein gültiger  Wahlvorschlag auf Frau Dr.in Dunja Lamatsch als 
Ersatzmitglied im Bildungsausschuss vor - abstimmungsberechtigt ist die GRÜNE – Fraktion! 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der GRÜNEN – Fraktion für die 
Wahl zum Ersatzmitglied im Bildungsausschuss abstimmen:  
 
Abstimmungsergebnis der GRÜNEN - Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
 
Drgl. Antr. 1  Kulturausschuss 
Nachwahl eines Ersatzmitgliedes  
 
Durch den Verzicht von Herrn Wolfgang Hemetsberger (SPÖ-Fraktion) auf seine Ersatzmitgliedschaft 
ist eine Nachwahl notwendig. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
 dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Von der SPÖ-Fraktion liegt ein gültiger  Wahlvorschlag auf Herrn Gerald Mayrhofer als Ersatzmitglied 
im Kulturausschuss vor - abstimmungsberechtigt ist die SPÖ – Fraktion! 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der SPÖ – Fraktion für die Wahl 
zum Ersatzmitglied im Kulturausschuss abstimmen:  
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ - Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
 
21. TOP – Verkehrsangelegenheiten 

Verordnung einer 30er Zone „Seewalchen – Ost“ 
 
Zur Beruhigung der Verkehrssituation im Ort Seewalchen soll eine weitere 30er Zone verordnet werden. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses, der beigelegten 
Verordnung einer 30er Zone „Seewalchen-Ost“ (Aussichtsweg, Feldstraße, Michaelbeuern-
straße, Roseggerstraße, Carl-Leiß-Straße, Julius-Wimmer-Straße, Beim Amthof) lt. beiligendem 
Lageplan, zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
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22. TOP – Verkehrsangelegenheiten 

Verordnung eines Wohnwagen- und Wohnmobileparkverbots auf dem Strandbadparkplatz 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde vom Vorsitzenden zu Beginn der Sitzung abgesetzt. 
 
 
23. TOP – Verkehrsangelegenheiten 

Verlegung von zwei Behindertenparkplätze auf dem Strandbadparkplatz 
 

Da die nach dem Schutzweg (Volksbank) derzeit parkenden Autos den Durchgang zum 
Parkplatz verstellen, soll hier ein Freihaltebereich geschaffen werden. Ebenso sollen zwei der 
insgesamt vier Behindertenparkplätze von südwestlichen Teil des Parkplatzes auf den 
angrenzenden Freihaltebereich verschoben werden. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses, der Verlegung von zwei 
Behindertenparkplätze und Schaffung eines Freihaltebereiches im Bereich des Zebrastreifens 
zuzustimmen und die vorliegende Verordnung „Halten und Parken verboten“ zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

24. Raumordnung 
Beschlussfassung betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 820, KG. 
Litzlberg von Grünland auf Bauflächenerweiterung „Sternchenbau 23“. 
 
Antrag auf Änderung Nr. 99 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Neuausformung der Baulandfläche für 
den Sternchenbau +23 
Der Antragsteller beantragt die Erweiterung der Baulandfläche des bestehenden Wohngebäudes im 
Grünland +23 um rund 75 m² in Richtung Westen. Lt. derzeit rechtskräftigem Flächenwidmungsplan Nr. 
4, ist das Wohnhaus als „Bestehendes Wohngebäude im Grünland“ mit der Ordnungsnummer +23 und 
einer Baulandfläche von 810 m² ausgewiesen. Nach der Erweiterung würde die Baulandfläche rund 885 
m² betragen. 
Durch die geplante Erweiterung der Sternchenausweisung +23 soll die Errichtung einer Garage 
ermöglicht werden.  
 
Definition Sternchenbau: 
Die Signatur + weist eine von Grünland umgebene Baulandfläche (in der Regel unter 1.000 m²) mit 
einem bestehenden Wohngebäude als Hauptgebäude aus. Weitere Hauptgebäude sind unzulässig. Für 
die in einem Anhang zum Flächenwidmungsteil dargestellte Fläche, die im nachfolgenden Verzeichnis 
fortlaufend mit der jeweiligen Grundstücksnummer, der Hausnummer und dem Flächenausmaß 
angeführt sind, wird die Widmung Dorfgebiet festgelegt.  
 
Aus ortsplanerischer Sicht besteht gegen die Änderung kein Einwand, da die Erweiterung geringfügig 
ist und die resultierende Gesamtfläche mit rund 885 m² noch unter 1.000 m² liegen würde. 
 
Grundsatzbeschluss gefasst am 28.09.2017. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 820, KG. Litzlberg von Grünland auf 
Bauflächenerweiterung „Sternchenbau 23“ endgültig zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
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25. Raumordnung 
Beschlussfassung betreffend Umwidmung des Grundstückes Nr. 492/2 sowie 494, KG. 
Litzlberg von derzeit Grünland auf Bauland - Dorfgebiet 
 

Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Umwidmung der Grundstücke Nr. 
492/2 sowie 494 KG Litzlberg von derzeit Grünland auf D – Dorfgebiet. 
 
Der Antragsteller beantrag die Umwidmung der Grundstückes 492/2 sowie 494 KG Litzlberg 
von derzeit Grünland in D – Dorfgebiet. Der Änderungsbereich liegt im Bereich der Ortschaft 
Haining und wird zweiseitig von Grünland, einseitig von Dorfgebiet sowie einer Gemeindestraße 
umgrenzt. Die umzuwidmende Fläche hat ein Gesamtausmaß von rund 314 m². 
 
Begründet wird der Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes dahingehend, dass die 
beiden Umwidmungsflächen als Baulanderweiterung der jeweils westlich gelegenen 
Grundstücke 468/1 und 468/5 beabsichtigt sind. 
Lt. rechtskräftigen ÖEK1 der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee  liegt der Änderungs-
bereich außerhalb der Siedlungsgrenzen. Die betreffende Änderungsfläche überschreitet zwar 
minimal die Geringfügigkeitsgrenze (300 m²) - allerdings aufgrund des extrem schmalen 
Zuschnittes und der Tatsache, dass kein eigenständig bebaubares Grundstück entsteht, kann 
aus Sicht der Ortsplanung von einer Änderung des ÖEKs abgesehen werden. 
Es wird festgestellt, dass der umzuwidmende Bereich im Westen direkt an Dorfgebiet grenzt 
und nach Norden hin nur von einem schmalen Grünlandstreifen vom Anschluss an Dorfgebiet 
getrennt ist. Der Änderungsbereich kann daher als Abrundung betrachtet werden.  
 
Aus Sicht der Ortsplanung kann der Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes positiv 
bewertet werden da es sich dabei um eine Abrundung handelt. 
 
Grundsatzbeschluss gefasst am 12.04.2018 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der Umwidmung der Grundstücke Nr. 492/2 sowie 494, KG. Litzlberg von derzeit Grünland auf 
Bauland D – Dorfgebiet endgültig zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

26. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Ausweisung einer Verkehrsfläche in Haining 
 
Antrag auf Änderung Nr. 104 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4. Umwidmung des Grundstückes Nr. 
531/8 sowie einer Teilfläche aus den Grundstücken Nr. 531/2, 532/1 und 533/2 KG Litzlberg von 
derzeit W – Wohngebiet sowie Grünland auf „Vfl-P“ - Verkehrsfläche privat. 
Die Antragsteller beantragen die Umwidmung des Grundstückes Nr. 531/8 sowie einer Teilfläche aus 
den Grundstücken Nr. 531/2, 532/1 und 533/2 KG Litzlberg von derzeit W – Wohngebiet sowie 
Grünland auf „Vfl-P“ - Verkehrsfläche privat.Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im nördlichen 
Bereich der Ortschaft Haining und hat ein Gesamtausmaß von rund 1.135 m². 
Begründet wird der Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes dahingehend, dass zum einem 
die Errichtung eines Umkehrplatzes ermöglicht wird. Zum anderen soll eine private Zufahrtsstraße im 
Flächenwidmungsplan ersichtlich gemacht werden. 
Lt. derzeit rechtskräftigem ÖEK Nr. 1 der Mgem. Seewalchen am Attersee ist dieser Bereich zum Teil 
als Wohnfunktion, zum Teil als Landwirtschaftliche Funktion ausgewiesen. Nach Auffassung der 
Ortsplanung ist eine Änderung des ÖEKs nicht erforderlich, da Erschließungsstraßen für bestehende 
Baulandflächen ohnehin vorauszusetzen sind.  
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Die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes steht im Zusammenhang mit der parallel 
laufenden Änderung Nr. 16 des Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“. Demnach soll ein im 
Bebauungsplan vorgesehener Umkehrplatz aufgelassen werden, um eine bessere Nutzbarkeit der 
nördlichen Bauparzelle zu ermöglichen. Da der Umkehrplatz speziell für kommunale Fahrzeuge von 
Bedeutung ist, muss dieser an anderer Stelle ergänzt werden.  Der dafür geplante Standort erscheint 
aus ortsplanerischer Sicht vertretbar. Gleichzeitig soll die im Bebauungsplan dargestellte 
Verkehrsfläche (Verbindung zu Sonnenweg) auch im Flächenwidmungsplan dargestellt werden. Im 
Zuge dessen soll auch die bestehende Zufahrt von der nördlichen Gemeindestrasse mit aufgenommen 
werden. Beides erscheint aus ortsplanerisch nachvollziehbar.  
 
Aus Sicht der Ortsplanung besteht daher gegen die beantragte Änderung des Flächenwidmungsplanes 
kein Einwand. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der vorliegenden Flächenwidmungsplan-Änderung grundsätzlich zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

27. Raumordnung 
Beschlussfassung betreffend Änderung im Bereich der Grundstücke Nr. 269/6 und 262/5, 
beide KG. Litzlberg 
 

Antrag auf Änderung Nr. 15 des Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“. Der Antragsteller 
beantragt die Änderungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 16 „Haining 2“. 
Der Antragsteller wünscht die Verschiebung der Grundgrenzen zwischen den Grundstücken Nr. 
262/5 und 269/6 um rund 8 m in Richtung Westen. Die dadurch resultierende Flächenver-
schiebung zwischen den beiden Grundstücken beträgt rund 311 m².  
 
Dadurch würden sich folgende Grundstücksgrößen ergeben: 
Gst. 262/5: ~ 1.101 m² 
Gst. 269/6: ~1.025 m² 
 
Begründet wird der Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes „Haining 2“ dahingehend, dass 
dadurch eine flächenmäßige Angleichung zwischen den Grundstücken 262/5 und 269/6 
stattfinden würde. Darüber hinaus würde die beantragte Änderung zu einer besseren 
Bebaubarkeit des Gst. Nr. 262/5 führen. Es wird festgestellt, dass durch die Änderung der 
Grundgrenzen keine übergroßen Grundstücke entstehen.  
 
Von Seiten der Ortsplanung wird die Veränderung der Grundstücksgrenze positiv bewertet, da 
dadurch ein Flächenausgleich zwischen den beiden Grundstücken stattfindet. Es spricht daher 
nichts gegen die Änderung des Bebauungsplanes 16 „Haining 2“. 
 
Grundsatzbeschluss gefasst am 28.09.2017 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der Änderung Nr. 15 des Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“ endgültig zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 28.06.2018                                                                                   Seite 20 von 26 
 
 

28. Raumordnung 
Beschlussfassung betreffend Verlegung des Umkehrplatzes auf das Grundstück Nr. 531/2, 
KG. Litzlberg 
 

Antrag auf Änderung Nr. 16 des Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“ 
 
Die Antragsteller beantragen die Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 16 
„Haining 2“. Die Antragsteller wünschen die Verlegung des geplanten Umkehrplatzes. 
Begründet wird der Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes dahingehend, dass dadurch 
eine bessere Nutzbarkeit der nördlich angrenzenden Baulandfläche (Wohngebiet) ermöglicht 
werden kann. Es könnte dadurch ein Bauplatz von ca. 615 m² entstehen. 
Der Umkehrplatz hat in diesem Bereich vor Allem als Wendemöglichkeit für kommunale 
Fahrzeuge Bedeutung und ist daher unbedingt erforderlich. Anstatt des aufzulassenden 
Umkehrplatzes soll eine Umkehrmöglichkeit (10 x 5m) nördlich des Grundstückes Nr. 531/6 
entstehen. Diese Fläche könnte zu einem späteren Zeitpunkt bis hin zur östlichen 
Gemeindestraße verlängert werden. Dadurch würde eine ringartige Aufschließung des 
Bereiches entstehen. 
 
Aus ortsplanerischer Sicht spricht nichts gegen die geplante Änderung des Bebauungsplanes 
da ersatzweise eine neue Umkehrmöglichkeit geschaffen wird.  
 
Grundsatzbeschluss gefasst am 08.02.2018 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der Verlegung des Umkehrplatzes lt. Gutachten vom Ortsplaner im Ausmaß von 5x10 Meter auf 
das Grundstück 531/2, KG. Litzlberg endgültig zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

29. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen 
Seeufer“ – RVS - Kraftkammer 
 

Geplanter Erweiterungsbau Kraftkammer (RVS) auf Grst. Nr. 2035/1 (Atterseestr. 43) Markt-
gemeinde  Seewalchen. Der Ruderverein Seewalchen plant eine Erweiterung der Kraft-
kammer im Bereich des Grundstückes Nr. 2035/1 KG Seewalchen. Der geplante 
Erweiterungsbau der Kraftkammer soll als Zubau des bestehenden Nebengebäudes auf Grst. 
Nr. 2035/1 mit einem Abstand von 60 cm zur Grundgrenze zu den Grundstücken 2035/6 und 
2035/14 erfolgen. Die Länge des bestehenden Nebengebäudes beträgt 45,0 m und soll um 
10,0 m verlängert werden. Das heißt, eine Gesamtlänge des Nebengebäudes von 55,0 m, 1-
geschoßig mit 60 cm Abstand von der Grundgrenze. Entsprechend dem Bau-TG 2013 dürfen 
Nebengebäude max. 15,0 m Länge und 3,0 m Höhe an der Grundgrenze ausgeführt werden. 
Größere Längen und Höhen können mit einem Bebauungsplan geregelt werden. 
Für das betroffene Gebiet liegt der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen 
Seeufer“ Änd. Nr. 16 vor. Laut Flächenwidmungsplan ist die Widmung W – Wohngebiet 
rechtskräftig. Auf Grund der Länge des Nebengebäudes an der Grundgrenze ist eine 
Bebauungsplanänderung erforderlich. > Verlängerung der bebaubaren Fläche. Von einer 
Beeinträchtigung des Ortsbildes ist nicht auszugehen, da der Bereich schlecht einsehbar ist. 
Für den Erweiterungsbau zum Einbau einer Kraftkammer für Rudersportler kann ein 
öffentliches Interesse hinterlegt werden, weil der Traditions-Ruderclub einen starken Zuzug an 
jungen Sportlern aufweist. 
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Aus Sicht der Ortsplanung kann die Änderung des Bebauungsplanes 35 aus im Hinblick auf 
den geplanten Erweiterungsbau der Kraftkammer positiv bewertet werden- Hinsichtlich des 
geplanten Bootsunterstandes jedoch nur in der oben beschriebenen Form. 
 
Hinweis: Seitens des Rudervereins soll die BB-PlanÄ. betreffend Kraftkammer wegen der 
Dringlichkeit vorrangig behandelt und betreffend Bootsunterstand noch weitere Gespräche 
geführt werden.  
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
dem Ansuchen auf Änderung des Bebauungsplanes 35 betr. Erweiterung der Kraftkammer 
grundsätzlich zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

30. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 „Buchberg“ 
 

Antrag auf Änderung Nr. 4 des Bebauungsplanes Nr. 36 „Buchberg“  Der Antragsteller beantragt 
die Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 36 „Buchberg“. Der Antragsteller 
wünscht die Teilung der bebaubaren Fläche im Bereich des Grundstückes Nr. 75/6 und .300 
KG Litzlberg. Durch die Änderung soll die Errichtung zweier Wohngebäude ermöglicht werden.  
Der Änderungsbereich wurde 2017 mittels Einzeländerung rechtskräftig von Sondergebiet des 
Baulandes „Tourismus“ in D – Dorfgebiet umgewidmet. Das Bestandsgebäude soll abge-
brochen werden. Es wird festgestellt, dass die bebaubare Fläche in diesem Bereich derzeit 
rund 290 m² beträgt. Auf Grundlage der übermittelten Planunterlagen (Arch. Sumereder, Arch. 
Frohring) würde für die geplanten Neubauten eine bebaubare Fläche von insgesamt rund 260 
m² erforderlich sein. Insgesamt würde sich somit eine Reduktion der bebaubaren Fläche um 
rund 30 m² ergeben. 
 
Im aktuellen Ziel- und Maßnahmenkatalog wird zu Änderungen im Bereich des Seeufers 
folgende Aussage getroffen: 
 
„Schutz des Seeuferbereiches und weitgehende Freihaltung von Bebauung. Bauliche 
Verdichtung hintanhalten. Nach Möglichkeit Grünbereich erhalten – auch im Zuge des Natur- 
und Landschaftsschutzes.“ 
 
Demnach sollen in diesem Bereich keine baulichen Verdichtungen und kein weiterer 
Siedlungsansatz stattfinden. Aus Sicht der Ortsplanung wird dem durch die Reduktion der 
rechtskräftigen bebaubaren Fläche (um rund 30 m²) entsprochen.  
Kritisch gesehen wird jedoch, dass anstatt des derzeitigen Hauptgebäudes nun zwei 
Hauptgebäude errichtet werden sollen. Diesbezüglich wird auf die ortsplanerische 
Stellungnahme vom 12. April 2017 verwiesen, welche im Zuge des Umwidmungsverfahrens 
erstellt wurde:  
 
„Aus Sicht der Ortsplanung sollte gewährleistet werden, dass nur ein Hauptgebäude errichtet 
werden darf…“. 
 
Die damals getroffenen Einschätzungen können grundsätzlich weiterhin vertreten werden. 
Jedoch unter der Bedachtnahme, dass die bebaubare Fläche insgesamt reduziert wird und 
sich der übermittelte Entwurf aus ortsplanerischer Sicht ins Orts- und Landschaftsbild einfügt, 
kann dem ggst. Antrag zugestimmt werden. Voraussetzung ist jedoch eine positive 
naturschutz-fachliche Stellungnahme! 
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Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der Änderung Nr. 4 des Bebauungsplanes Nr. 36 „Buchberg“ grundsätzlich zuzustimmen. 
 
GR. Dr. Gierlinger erwähnt, dass dem Antragsteller bereits in der Vergangenheit eine 
Widmungsänderung  in Wohngebiet zugestanden wurde um sich ein Haus zu errichten. Bei allem 
Verständnis für den Eigentümer ist aus Sicht der Grünen eine weitere Bebauung in dieser Seeuferzone 
bedenklich. 
 
FO.Hemetsberger betont, dass die FPÖ dieser Widmungsänderung zustimmen wird obwohl der 
Naturschutz hier eine gewisse Macht habe das abzulehnen. Es sei ein Unterschied ob es ein großes 
Projekt oder 2 Einfamilienhäuser seien. Der Naturschutz werde sich das sicher noch genau anschauen 
und entscheiden. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12  

   SPÖ-Fraktion: 4  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 1  

      

Gegen den Antrag 3 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 3 
Hauschildt-Buschberger, S.Gierlinger, 
U. Kölblinger 

 

Stimmenthaltungen 4 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 G. Egger 

   SPÖ-Fraktion: 3 K.Baran, O.Resch, M.Eder 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 

 
31. Raumordnung 
Verlängerung der Verordnung zum Neuplanungsgebiet Promenade 
 

In der Gemeinderatssitzung am 29.09.2016 wurde mehrheitlich der Erlassung einer 
Verordnung betreffend Neuplanungsgebiet im Bereich der Grundstücke Nr.  2035/9, 2035/2, 
2036/6, .127/4, 2036/3, .127/3, 2036/2, .127/2, 2036/7, .127/8, 2036/4, .228, 2036/9, 2036/11, 
.254, 2036/12, 2036/8, 2036/13, 2036/10, .127/5, 2036/1, 2038/2, 2038/3, 2038/1, .128/1, 
3102/1 alle KG Seewalchen, zugestimmt.  
Die Verordnung wird im Oktober 2018 auslaufen (Verordnung vom 06.10.2016 – angeschlagen am 
10.10.2016 – abgenommen am 25.10.2016).  
 

Aufgrund der Tatsache, dass das laufende Raumordnungsverfahren [Bebauungsplan Nr. 61 
„Promenade“] noch nicht abgeschlossen und rechtskräftig ist und der Abschluss über die 
Zeitspanne der Verordnung hinausgeht, ist eine Verlängerung der Verordnung (v. 06.10.2016) 
notwendig. Da die nächste GRS erst am 19. Oktober vorgesehen ist, ist die Beschlussfassung 
in der Juni-Sitzung notwendig. 
 
Allgemeine Information: Ablauf der 2 Jahresfrist für Neuplanungsgebietsverordnungen! 
„Diese kann gem. §45 Abs. 5 Oö. BauO. sogar zweimal vom Gemeinderat um ein Jahr 
verlängert werden. Dies muss auch nicht von der Landesregierung genehmigt werden. Eine 
darüberhinausgehende Verlängerung nur unter bestimmten Voraussetzungen und bedarf 
einer Genehmigung – (Auskunft v. Ortsplaner am 28.03.2018 per E-Mail)“ 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 28.06.2018                                                                                   Seite 23 von 26 
 
 

 

Auszug §45 Abs. 5 Oö. BauO:  
(4) Die Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet tritt entsprechend dem Anlass, 
aus dem sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen 
Flächenwidmungsplans oder Bebauungsplans oder der Änderung des Flächenwidmungsplans 
oder Bebauungsplans, spätestens jedoch nach zwei Jahren, außer Kraft. 
 
(5) Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung 
höchstens zweimal auf je ein weiteres Jahr verlängern. Eine darüber hinausgehende 
Verlängerung auf höchstens zwei weitere Jahre kann durch Verordnung des Gemeinderates 
erfolgen, wenn sich die vorgesehene Erlassung oder Änderung des Flächenwidmungsplans 
oder Bebauungsplans ausschließlich deswegen verzögert, weil überörtliche Planungen 
berücksichtigt werden sollen; eine solche Verordnung bedarf der Genehmigung der 
Landesregierung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und Berücksichtigung der 
überörtlichen Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist gerechnet werden kann. 
Auch im Fall einer Verlängerung tritt die Verordnung mit dem Rechtswirksamwerden des 
neuen Plans oder der Änderung des Plans außer Kraft. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
der Verlängerung der Verordnung zum Neuplanungsgebiet Promenade um 1 Jahr zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

32. Raumordnung/ Allg. Flächenwidmungsplanüberarbeitung 
Grundsatzbeschlussfassung des Planentwurfes 
 
Die Generelle Überarbeitung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 ist seit 2016 im 
Laufen. Im Zuge der öffentlichen Bekanntmachung dieses Vorhabens wurden insgesamt 89 Anregungen 
aus der Bevölkerung bzw. des Ortsplaners eingebracht. Diese wurden nach Vorliegen der 
ortsplanerischen Stellungnahmen in zahlreichen Sitzungen des Planungsausschusses eingehend 
erörtert. Nunmehr liegen für alle Anträge entsprechende Empfehlungen von Ortsplaner und 
Planungsausschuss vor, die allesamt Eingang in den vorliegenden Planentwurf gefunden haben. Dieser 
soll nun grundsätzlich beschlossen und damit das Raumordnungsverfahren eingeleitet werden. 
 
Der Obmann GR.Ing.Mayrhofer bedankt sich an dieser Stelle für die konstruktive und faire 
Zusammenarbeit  im Planungsaussschuss  in den letzten eineinhalb Jahren, wo in sehr vielen Sitzungen 
89 Anträge, davon 70 einstimmig, abgehandelt werden konnten. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses stellt den Antrag, 
den vorliegenden Planentwurf zum neuen Flächenwidmungsplan der  
Marktgemeinde Seewalchen grundsätzlich zu beschließen. 
 
FO GV. Hauschildt-Buschberger erklärt sich vor der Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt als 
befangen. 
 
GR.Dr.Gierlinger führt aus, dass es in vielen Besprechungen von der GRÜNEN-Fraktion in vielen 
Punkten Zustimmungen gegeben hat. Auch sei es zu begrüßen, dass bei größeren Umwidmungen 
Baulandsicherungsmodelle angedacht sind. Aber - bei einigen Umwidmungen, die flächenmäßig ein 
größeres Areal betreffen und vielfach größere Baulanderweiterungen in die Peripherie bedeuten, wird 
aus Sicht der GRÜNEN ein falsches Signal gesetzt. Es handelte sich dabei teilweise um Ausuferungen 
ins Grünland sowie die Erweiterung von Siedlungssplittern, die dem vereinbarten Ziel- und 
Maßnahmenkatalog widersprechen. Man sei hier auch in vielen Punkten in Übereinstimmung des 
Ortsplaners gewesen, der 2/3 der von den GRÜNEN bemängelten Punkte ebenfalls negativ beurteilt 
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habe. Je mehr der Fokus bei Widmungen auf die Peripherie und weniger auf das Zentrum gelegt wird, 
desto höher werden auch die Kosten für die Errichtung der Infrastruktur sein. 
 
FO.Hemetsberger R. bedankt sich im Namen der FPÖ-Fraktion beim Obmann Ing.Mayrhofer für die gute 
Arbeit im Planungsausschuss. Aus 89 Anregungen 70 einstimmig abzuschließen sei sehr dankenswert. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 2  

Stimmenthaltungen 1 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 1 Dr. Gierlinger 

 
 
 

33. Baurecht 
Berufung gegen den Baubewilligungsbescheid des Bürgermeisters vom 17.05.2018 betreffend 
der Errichtung eines Einfamilienwohnhauses auf dem Grundstück Nr. 133/1 KG Litzlberg 
 

Der Bürgermeister übergibt zu diesem Tagesordnungspunkt wegen Befangenheit den Vorsitz 
an Frau Vizebürgermeister Karin Hemetsberger. 
 
Mit Antrag vom 2.2.2018 beantragte Hr. Dr. Markus Wimmer mit Zustimmung des 
Grundstückeigentümers Hr. Wimmer Franz die Baubewilligung für das Bauvorhaben 
Errichtung eines Einfamilienwohnhauses auf dem Grundstück 133/1 KG Litzlberg im Bereich 
südlich der Siedlung Bräuwiese in Litzlberg. Bereits im Zuge der Ausschreibung der 
Bauverhandlung gab es eine Stellungnahme vom 15.2.2018 des Nachbarn Hrn. Burger 
Christoph. In dieser wurde unter anderem von Hrn. Burger angeführt, dass die zu bebauende 
Liegenschaft keine ausreichende Zufahrt besitzt, die Entwässerungssituation ungeklärt ist, die 
Gebäudeabstände nicht der OÖ BauO entsprechen und das geplante Bauprojekt nicht dem 
Flächenwidmungs- sowie Bebauungsplan entspricht. 
 
Diese Einwendungen wurden im Zuge der Bauverhandlung in der Niederschrift vom 26.2.2018 
widerlegt und ein Baubescheid per 17.05.2018 erlassen. 
 
Dieser Baubescheid wurde mit Berufung vom 22.05.2018 durch Hrn. Burger Christoph be-
einsprucht. In der Berufung führte er an, dass die Zufahrt für ihn nicht von der Attersee 
Landesstraße erfolgt, sondern über den Westwanderweg. Zusätzlich ist die Zufahrt von der 
Attersee Landesstraße nicht als solche geeignet. Weiters wurde eine aufschiebende Wirkung 
beantragt. 
 
Die Vizebürgermeisterin stellt folgende Anträge: 
 

1. Antrag, auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
a) Bekämpfter Bescheid vom 17.05.2018 
b) Gegenständliche Berufung vom 22.05.2018 

 
Die Vorsitzende lässt über ihren gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Daraufhin ersucht die Vorsitzende den Amtsleiter um das Vorlesen des Berufungs-Bescheid-Musters 
und stellt anschließend den 
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2. Antrag, die gegenständliche Berufung abzuweisen, den Antrag auf aufschiebende 

Wirkung zurückzuweisen und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
Die Vorsitzende lässt über ihren gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 
35. Allfälliges 
 

a) GR.Resch weist auf die Kompetenzen des Sozialausschusses hin und berichtet, dass man in 
nächster Zeit alle Spielplätze begehen und anschauen werde.  

 
b) GR.Resch weist darauf hin, dass er beim Rot-Kreuz-Fest in der Rosenau festgestellt habe, dass 

die Biertische und Bänke in sehr desolatem Zustand seien. 
 

c) GR. Resch berichtet über Beschwerden betreffend lauter Musik im Strandbad. Der Bürgermeister 
antwortet, den Pächter bereits aufmersam gemacht zu haben. 

 
d) GR.Mag.Kölblinger kritisiert, dass überall Alles zubetoniert werde und das Wasser nicht auf 

natürlichem Wege ablaufen könne. 
 

e) GR.Mag.Kölblinger macht auf das neue Thema „Lichtverschmutzung“ (Insektensterben) 
aufmerksam. In Steinbach habe man sich beraten lassen und Lampen mit einem Lichtkegel, der 
nur das Notwendige bestahlt aufgestellt.  Sie weist in diesem Zusammenhang auf Informations-
veranstaltungen hin. 

 
f) Vizebgm.Hemetsberger regt auf Grund vermehrter Beschwerden an, die 30er Beschränkung in 

der Rosenau kontrollieren zu lassen. 
 

g) GR.Dr.Geist-Krojer weist auf Gefährlichkeit des Weges Richtung Seiler hin.  
 

h) GR.Kanak fragt bezüglich Grundstück an der Kreuzung Agerbrücke bzw. Pläne für die Feldstraße 
an – werde hier etwas geschehen? 

 
i) Der Bürgermeister antwortet, es gebe Gespräche mit den Grundeigentümern. 

  
j) GR.Kaniak erinnert auch an die Sanierung Agerbrücke. 

 
k) GR.Kaniak regt bei Gehsteig Markierung als Gehweg an, da viele Radfahrer fahren. 

 
l) EG.Böss fragt bezüglich des hohen Gebäudes gegenüber vom Bürgermeister ob das rechtens 

sei. Der Bürgermeister antwortet, als Nachbar befangen gewesen zu sein und dass es 
baurechtlich bewilligungsfähig gewesen sei. 

 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 12.04.2018 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:10 Uhr.  
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Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
 
  
........................................................             ........................................................  
         (AL Manfred Binder )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
18.10.2018 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 
54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
  

 
Der Vorsitzende: 

 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
 
Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  

 
  
  
........................................................              ........................................................  

 (GR. Gerald Mayrhofer)                    (GV Markus Kitzberger)  
 
  

 
Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  

 
 
  
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger) 
  

 


